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ART IKE L I 

mit dem das 

Gesetzentwurf 
lt 0� . . ... .... Gtj191.:: 

Artikel I I  des Sch ülerbeihil fengesetzes, BGBI. Nr. 253/1971, 

in der Fassung der Bundesgesetze, BGBI. Nr. 285/1972, 183/1Q74, 

23�/'977, �26/197? und 1'5/1982 wird wie folgt geändert: 

1. Dem § l A�s. 6 ist folgender Satz anzuf üg en: 

"Ferner sind jene aUßerordentliche Schüler ordentlichen 

Schülern gleichgestellt, die alle Pflichtgegenstlnde besuchen, 
. . 

ausgenommen jene, deren Besuch infolge einer Behinderung ausge-

schlossen ist, sofern die besuchten Pflichtgegenstlnde beurteil� 

werden und das Ausmaß dieser Pflichtgegenatände die in Abs. 4 

vorletzter Satz angeführte Mindestzahl an Wochen- bzw. 

Unterrichtsstunden erreicht." 

. 2. Ir!! § 2 sind die bisherigen Ab a . 3 und 4 als Abs. 4 und 5 

zu bezeichnen und ist folgender Abs. 3 einzufügen: 

" ( 3) Blinde und gehörlose Schüler und Schüler, die hoch­

gradig seh- bzw. h6rbehindert sind, sodaß ihre Behinderung bezüg­

lich der schulischen Leistungsflhigkeit den Auswirkungen der 

Blindheit bzw. Gehörlosigkeit nahekommt, haben den günstigen 

Schulerfolg nicht nachzuweisen, sofern sie keine einschlägige 

Sonderform besuchen. " 

3. § 4a Z 2 hat zu lauten: 

" 2. Die Beträge nach den §§ 8, 10, 1 1, 1 2, 18 Abs. 1 Z 4 und 

8, 2 3b, 24 Abs. 4, 27 Abs. 4, 5 und 6, 3 1  Abs. 3, 40, 4 1  Abs. 3 

und 104 de� Einkommensteuergesetzes 19 7 2, soweit sie bei der E r-

. mittlung des Einkommens abgezogen wurden. " 
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4. § 6 Abs. 2 hat zu lauten: 

" (2) Der Grundbetrag erhöht oder vermindert sich nach Maßgabe 

des § 9. Der gemäß t 9 errechnete Grundbetrag ist um 10 v. ff. zu 

erhöhen." 

5. § 7 Ab s. 1 und 2 hat zu 1 a u.t e n : 

"(1) Osterreichische StaatsbUrger, die eine höhere Schule �Ur 

Berufstätige besuchen und sich zum Z weck der Vorbereitung auf di� 

ReifeprUfung gegen Entfall der 3ezUge beurlauben lassen oder ihre 

Berufstätigkeit nachweislich einstellen,. h�ben - unabhängig von den 

im § 2 festgesetzten Voraussetzun�en - fUr die der mUndlichen Rei­

feprUfung unmittelbar vorangehenden sechs Mcnate, w�hrand derer sie 

daher die 3erufstätigkeit nicht aus1ben, �Ur jeden diaser sechs 

Monate Anspruch auf eine Schulbeihilfe in der Höhe des letzten 

Monatsbezuges vermindert um die einbehaltenen gesetzlichen AbzUge 

und die Familienbeihilfe, höchstens jedoch in der Höhe von 5 400 S. 

(2) Die besondere Schulbeihilfe gemäß Abs. 1 erhöht sich bei 

verheirateten SchUlern, wenn der Ehepartner nicht ber�fstätig ist, 

u� 2 800 S, ferner rUr jedes Kind, fUr das der SchUler kraft Ge­

setzes Unterhalt leistet, um 900 S." 

6 .  § 8 Abs . 3 hat zu lauten: 

"(3) Der Grundbetrag erhöht 0der vermindert sich nach Maßgabe 

des § 9. Der gemäß § 9 errechnete Grundbetrag ist um 10 v.H. z u  er­

höhen." 

7. § 9 hat zu lauten: 

"Erhöhung und Verminderung der Grundbeträge 

§ 9. (1) Die Grundbeträge rUr die Schul- und Heimbeihilfe er­

höhen oder vermindern sich nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8; steht nUr 

die Schulbeihilfe oder nur die Heimb�ihilre zu, erhöht bzw. vermin­

dert sich der jeweilige Grundbetrag nur um die Hälfte der sich aus 

den Abs. 2 bis 8 ergebenden Beträge. 

(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen 

sich um insgesamt 8 800 S, wenn 
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1. die leiblichen Eltern (Wahleltern) 'des SchUlers verstorben 

sind oder 

2. der Schüler eine Schule für Berufstätige besucht und sich 

zur Gänze selbst erhält oder 

3. der Schiller eine sonstige der unter § 1 fallende Schule be­

sucht und sich vor Aufnahme dieses Schulbesuches durch vier 

Jahre zur Gänze selbst erhalten hat oder 

4 .  der Schüler verheiratet ist und weder mit einem leiblichen 

Elternteil (Wahleltern�eil) noch mit einem leiblichen El­

ternteil (Wahlelternteil) seines Ehepartne�s im gemeinsamen 

Haushalt lebt. 

( 3) Der Grundbetrag erh5ht sich weit�rs um 1 1 .000 S, sofern es 

sich beim Schüler um ein erheblich behindertes Kind im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 196 7, BG BI. Nr. 3 76, in der gel­

tenden Fassung, handelt. 

( 4 )  Der Grundbetrag erh5ht sich weiters um 3 000 S, wenn der 

Schaler die für die Beurteilung des günstigen Schulerfolges gemäß 

§ 5 maßgebende Schulstufe mit Auszeichnung im Sinn der Vorschriften 

ilber die Leistungsbeurteilung far eine Schulstufe abgeschlossen 

hat. Der ausgezeichnete Schulerfolg im Gymnasium oder Realgymnasium 

far Berufstä�ige ist in gleicher Weise wie der ganstige Schulerfolg 

gemäß § 5 Abs. 2 nachzuweisen, doch darf keine Absch:�ßprüfungsnote 

schlechter als 3 sein, bei mehreren maßgeblichen Abschlußprafungen 

der Notendurchschnitt 2 ,5 nicht übersteigen. Ein aussezeichGeter 

Schu�erfolg in den Schulen für den medizinisch -technischen Fach­

dienst und den Bundeshebammenlehranstalten ist gegeben, wenn die 

Prafungsergebnisse im jeweils vorangegangenen Jahr der Ausbildung 

im Sinne der Vorschriften aber die Leistungsbeurteilung für eine 

Schulstufe mit "ausgezeichnet" zu bewerten sind. 

(5) Die Grundbeträge far die Schul- und Heimbeihilfe ver­

mindern sich um 

1. die gemäß Abs. 6 zu errechnende zumutbare Unterhaltslei­

stung der leiblichen Eltern (Wahleltern), sofern nicht 

Aba. 2 Z 2 oder 3 anzuwenden ist; 

2 .  die 1 3  000 S abersteigende Hälfte 

a) der Bemessungsgrundlage für ein eigenes Ein­

kommen (einschließlich Waisenpension) des Schillers 

und/oder 

b) der auf Grund eines Exekutionstitels gemäß Abs. 7 be­

stimmten Unterhaltsleistung oder der tatsächlichen 

Unterhaltsleistung unter Bedachtnahme auf Unterhaltsvor-
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schüsse, dia der Schüler erlangt hat oder erlangen könnte 

( § § 3 ff. des Unterhaltsv6rschußgesetzes, BGBI. Nr. 

250/ 19 76, in der geltenden Fassung); 

3. die gemäß Abs. 8 zu errechnende zumutbare Unterhaltsleistung 

des Ehegatten des Schülers. 

(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen El�ern 

(Wahleltern) beträgt 

für die ersten 44 000 S 0 v. H. 

für die weiteren 44 000 S 20 v. �. 

für die weitaren 27 500 S 25 v. H. 

für die weite�en 2 7  500 S 3 5  v. H. 

für die weiteren Beträge 45 v.H. 

der Bemessungsgrundlage. Verluste gemäß § 2 Abs. 2 des Einkommen­

�teuergesetzes 1972 des einen Elternteiles vermindern das Einkommen 

des anderen Elterntei.les nicht. Leben die leiblichen Eltern (Watrl-
. eltern) nicht in Wohngemeinschaft, so beträgt die zumutbare Unter­

haltsleistung die Summe der zunächst von jedem Eltern(Wahleltern)­

teil getrennt zu berechnenden Unterhaltsleistungen; �iese Bestimmung 

rindet keine Anwendung, wenn die Voraussetzungen des Abs. 7 zu­

treffen. 

(7) Sofern die leiblichen E�tern (�ahleltern) nicht in Wohnge­

meinschaft leben und ein Elternteil (Wahlelternteil) eine auf Grund 

eines Exekutionstitels, der gerechnet vom Zeitpunkt der Antrag­

stellung ( §  1 1) nicht älter als drei Jahre ist, festgelegte Unter­

haltsleistung erbringt, entfällt auf Antrag die Berücksichtigung 

seines Einkommens gemäß Abs. 6 und ist bezüglich dieser Unterhalts­

leistung Abs. 5 Z 2 anzuwenden. Dies gi�t auch, wenn der Exekutions­

titel für die Unterhaltsleistung älter als drei Jahre ist, jedoCh 

innerhalb von drei J�hren vor der Antragsteilung eine Neufestsetzung 

bei Gericht begehrt wurde. E iner Unterhaltsleistung im Sinne des 

ersten Satzes ist ein Vorschuß auf Grund des Unterhaltsvorschußge­

setzes gleichzuhalten. 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten sind 

30 v. H. des 40 000 S übersteigenden Teiles der Bemessungsgrundlage 

anzusehen. 

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen der 

leiblichen Eltern (Wahleltern), des Schülers sowie des Ehegatten des 

Schülers gemäß § §  4, 4a und 4b abzüglich nachstehender Absetzbeträge 

anzusehen: 
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1. für jede Person, fUr die entweder einer der leiblichen 

Elternteile (Wahlelternteile) des Schülers, er selbst oder 

sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet 21 000 S; 

2. der Absetzbetrag gemäß Z 1 erh6ht sich um 11 000 S für jen� 

Personen, die die Voraussetzungen des § 1 dieses Gesetzes 

oder des § 1 des Studienf6rderungsgesetzes, 9GBI. Nr. 421/ 

1�69, erfüllen, sowie um weitere 11 000 S, wenn auf diese 

die Voraussetzungen des § 8 Abs. 1 dieses Gesetzes bzw. des 

§ 9 Abs. 2 lit. c des Studienf5rderungsgesetzes zutreffen; 

3. der Absetzbetrag gemäß Z 1 erh6ht sich weiters �m 16 500 S, 
sofern es sich um ein erheblich behindertes Iind i� Si�ne 

des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 handelt. 

Di� Absetzbeträge vermindern sich um das allfälli�e 2inkomme� dieser 

Personen. Für den Schüler selbst steht nur dann �in Absetzb�tra� i� 

der Höhe von 15 500 S zu, wenn er zum Zeitpunkt der Antragsteilung 

das 27. Lebensjahr überschritten hat. Der zweite Elternteil 

(Wahlelternteil) ist Jedenfalls zu berücksichtigen. Leben die Elter� 

(Wahleltern) nicht in Wohngemeinschaft und sind beide k�aft Gesetzes 

unterhaltspflichtig, so wird das Sinkommen jedes Elternt�ils um d ie 

Hälfte der obigen Absetzbeträge v�rmindert; diese Bestimmung findet 

im Falle des Abs. 7 bezüglich des zur Unterhaltsleistung 

Verpflichteten keine Anwendung. 

(10) Erhält der Schüler neben der Schul- und Heimbeihil fe nach 

diesem Gesetz ein Stipendium oder eine Schülerbeihilfe von anderer 

Seite, so ist die Schul- und Heimbeihilfe nach diesem Gesetz soweit 

zu kürzen, daß die Summe der Zuwendungen ohne Anrechnung des 

Betrages gemäß Abs. 4 die für ihn höchstmögliche Schul- und 

Heimbeihilfe um nicht mehr als 8 000 S, bei Bezug nur der Schul­

oder Heimbeihilfe um nicht mehr als 4 000 S übersteigt." 

ART I KE L II 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 1984 in Kraft. 
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VO R B L A T T 

Problem: 

a·) Durch die 5. Novelle de� SchUlerbeihilfengesetzes, BGBI . •  Nr. 

1 15/1982, die mit 1. September 1982 in Kraft getreten ist, wurde 

der Beihilfenberechnungsmodus an das System des Studienf5rde­

rungsgesetzes angepaßt. Dies hat u.a. zur Folge, daß Änderungen 

im Studienf5rderungsgesetz insbesondere im Bereich der Bemes­

sungsgrundlagen und der Absetz- bzw. Hinzurechnungsbetrlge auch 

im SChUlerbeihilfengesetz leichter als bisher nachvollzog�n wer­

den können. 

Die mit 1. September 1983 in Kraft tretende Novelle des Studien­

f5rderungsgesetzes, BGBI.Nr. 167/ 198 3, ist der unmittelbare An­

laß fUr die Ausarbeitung des vorliegenden Entwur fes. 

b) SchUleri die b�ind oder gehörlos sind, jedoch infolge ihrer-Be­

hinderung als außerordentliche SchUler aufgenommen wurden bzw. 

die infolge ihrer Behinderung den gUnstigen Schulerfolg nicht 

erreichen, waren bislang vom Bezug von Schul- und Heirnbeihilfe 

ausgeschlossen. 

Ziel und Problemlösung: 

a) Die Bemessungsgrundlagen sowie die Absetzbetrlge werden um rund 

10 % angehoben. Die auf Grund dieser Änderung errechnete Schul­

und Heimbeihilfe erhöht sich allerdings um 10 v. H. Der § 4a des 

SchUlerbeihilfengesetzes wurde der Neufassung des Einkommen­

steuergesetzes 1972 angepaßt. 

b) E inbeziehung �on SchUlern bestimmter Behinderungsart in das 

SchUlerbeihilfengesetz. 

Kosten: 

Die in der Neufassung vorgeschlagenen Änderungen des SchUlerbeihil­

fengesetzes werden voraussichtlich Mehraufwendungen des Bundes von 

rund 6 7  Millionen S notwendig machen. 
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E r I ä u t e r u n  g' e n 

Allgemeiner T eil 

Das SchUlerbeihilfengesetz bewährte sich seit seinem Inkraft­

treten als ein außerordentlich wichtiges Instrument zur Verwirk­

lichung von Chancengerechtigkeit und Chancengleichheit auf bildungs­

politischem Gebiete. Diese Rechtsmaterie wurde bisher fünfmal ncvel­

liert. Das zeigt das ständige Bemühen, das Gesetz den geänderten 

Lebens- und Lernbedingungen anzupassen und damit eine gerechte Ver­

gabe der Schul- und Heimbeihilfe zu erreichen. Auch diese Novelle 

hat die Verbesserung der Vergabe der Beihilfen zum Ziel. 

Besonderer T eil 

Zu Z. 1: 

Durch die letzte Novelle des SchUlerbeihilfengesetzes, 

BGBI.Nr. 115/t982, wurden bestimmte Kategorien außeror�enticher 

Schüler in den Geltungsbereich des Gesetzes einbezogen. Nunmehr er­

hält eine weitere Gruppe außerordentliaher Schüler grundsätzlich den 

Anspruch auf Schul- und Heimbeihilfe in dem sie ordentlichen Schü­

lern gleichgestellt wurden. Es handelt :sich dabei um . Schiller, die 

wegen einer Behinderung nicht alle Pfl.i.chtgegenstände besuchen kön­

nen urid daher als außerordentliche Schüler aufgenommen worden sind. 

Die vom Schüler besuchten Pflichtgegenstände müssen allerdings in 

der Schulbesuchsbestätigung beurteilt werden und in ihrer Gesamtheit 

das im § t abs. 4 vorletzter Satz vorgesehene Mindestausmaß an Un­

terricht erreichen. 

Zu Z. 2: 

Der günstige Schul erfolg als eine der Anspruchsvoraussetzungen 

für den Bezug der Schul- und Heimbeihilfe kann von Blinden oder Ge­

harlosen, die eine sogenannte "Normalschule" besuchen, ihrer Behin­

derung wegen oftmals nicht erreicht werden, obwohl diese Schüler -

verglichen mit ihren gesunden Mitschülern - einen verhältnismäßig 

hohen Lern- und Arbeitseinsatz aufbringen. Bei diesen Schülern soll 

daher das Kriterium des günstigen Schulerfolges außer Betracht blei­

ben. 

Zu Z. 3: 

Die nunmehr neu vorgesehene Hinzurechnung der Steuerabsetzbe­

träge - § 18 Abs. 1 Z 8, § 23 b und § 27 Abs. 6 EStG 1972 - soll die 

zur Beurteilung sozialer BedUrftigkeit irrelevanten Begünstigungen 

nach dem Beteiligungsfondsgesetz, BGBl.Nr. 111/1982, ausgleichen. 
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Zu Z. 4 und 6: 

Obgl�ich die Absetzbeträge sowie die Bemessungsgrundlage um 

jeweils 10 v. R. erhöht �erden (vg14 Art. I Z 7), werden die Grundbe­

träge far die Schul- und Heimbeihilfe nicht verändert. Dies des­

wegen, weil die 5. Novelle des Schalerbeihilfengesetzes in erster 

Linie zu einer Abgeltung der angestiegenen Lebenshaltungskosten 

fahren soll. Eine Anhebung auch der Grundbeträge warde nämlich ins­

besondere far Studierende, deren Eltern doch ein ins Gewicht fallen­

des Einkommen haben, zu einer aberproportionalen Erhöhung der Schul­

und Reimbeihilfe fUhren. Nach dem Entwurf sollen die Beihilfen nach 

der um 10 v. H. angehobenen Bemessungsgrundlage berechnet werden und 

dann gemäß § §  6 Abs. 2 und 8 Abs. 3 um weitere 10 v. H. erh6ht wer­

den� Diese Berechnung fUhrt dazu, daß jedenfalls alle errechneten 

Beihilfen sich mindestens um 10 v.H. erh6hen. 

Zu Z. 5: 

Die im § 7 Abs. 1 und 2 vorgesehenen H6chstgrenzen werden ent­

sprechend den übrigen Ansätzen um ca. 10 v. H. erhöht. 

Zu Z. 7: 

Die Neufassung des § 9 betrifft ausschließlich die Erh6hung der 

Bemessungsgrundlage sowie der Absetzbeträge um 1 0  v.H. 

Kostenberechnung 

Der inliegende Novellierungsvorschlag sieht eine Erh6hung der 

Beihilfen um 10 % und eine ebenfalls etwa 10%ige Erh6hung der Ab­

setzbeträße sowie der Einkommensgren�en vor. Die Mehrkosten dieser 

Novelle betragen ca. 37 Millionen Schilling. 

34/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 19

www.parlament.gv.at



T E X  T G E n  R N 0 B E R S T E L  L U N G 

Gel tende' Fassung 

Artike l 11 

Ansp�uchsberechtiRte und Arten 
der Beihilfen 

� 1. (1) 
( 2 ) 
( 3 ) 
( 4 ) 
( 7 ) 
( 6) SchOler, die nur wegen mangelnder Kennt­

nis der Unterrichtssprache (� 3 Abs. 1 lit. ,b des 
Schulunterrichtsgesetzes, BGBI. Nr. 1 39/ 1974, oder 
gleichartiRe Bestimmung) ode� wegen Zulansung zur 
Ablegung einer EinstufungsprOfung (§ 3 Ah s . 6 des 
Schulunterrichtsges�t zes oder gleichartiR� Bestim� 
m ung) oder wegen der 'Zula�sung z�r AbleRung einer 
AufnahmsprOfung (I 29 Abs. 5 des Schulunterrichts­
gesetzes oder �leichartiRe Bestimmung) als außer­
ordentliche Schaler aufgenommen wtirden, sind or­
dentlichen SchOlern gleichgestellt. 

Fassung des Novellenentwurfes 

ftnspruchsberechtigte und Arten 
der Beihilfen 

§ 1. (1) 
( 2 ) 
(3) 
( 4 ) 
( 5 ) 

( 6) SchOler, die nur wegen mangeln­
d er Kenntnis der Unterrichtssprache (§ 3 
(\bs. 1 lit. b des Schulunterr'ichtsgesetzes, 
BGRL. Nr. 13911914, oder gleichar tige Bestim­
munR) oder wegen Zulassung zur Ablegung einer 
EinstufunRsprOfung (� 3 Abs. 6 des Schulunter­
richtsgesetzes oder gleichartige Bestim�ung) 
oder wegen der Zulassung zur Ablegung einer 
AUfnahmsprOfung (§ 29 Abs. 5 des Schulunter­
rinhtsgesetzes oder gleichartige Bestimmung) 
als außerordentliche Schaler aufgenommen wur­
den, sind ordentlichen SchOlern gleich�e­
stellt. Ferner sind jene außerordentliche 
SchOler ordentlichen SchOlern gleichgestellt, 
die alle Pf lichtgegenstände besuchen, ausge­
nommen jene, deren Besuch infolge einer Behin-
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� �. (1) 
( 2) • • •  

( 3) 
( 4 ) 

� 4a. 

1. 

- 2 -

Geltend� Fassung 

Vor'a us se t zungen 

lIinzurechnungen 

2. Die Bet rl ge nach den § §  8, 10, 11, 1?, 
lA A hs. 1 Z 4, 24 Abs. 4, 27 Abs. 4 und 5, 31 

Fassung des Novellenentwurfes 

derunp; ausgeRchlossen ist, sofern die besuch­
ten Pflichlp;egenst§nde beurteilt werden und 
das Ausma� dieser Pflichtgegenstände die in 
A ha. 11 vorletzter Satz angeführte Mindestzahl 
an Wochen- bzw. Unterrichtsstunden erreicht. 

§ 2. (1) 
( 2  ) 

Vora U S r-letzungen 

( 3) B linde und geh6rlose SchOler und 
Schiller, die hochgradig seh- bzw. h6rbehindert 
Rind, sodaß ihre Behinderung bezüglich der ' 
schulischen Leistungsfähigkeit den Auswirkun­
gen der Blindheit bzw. Geh6rlosigkeit nahe­
kommt, haben den gü nst igen Schulerfolg nicht 

na chzu weisen, sofern sie keine einSChlägige 
Sonderform besuchen. 

( 4 ) 
( 5 )  • • •  

Hinzurechnungen 

§ 4a. 

1. 
Oie Beträge nach d en §§ 8, 10, 11, 1 2, 1 8  

Aba. 1 Z 11 und 8, 2 3b, 2'1 Abs. 4, 27 Abs. 4, 5 
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Geltende Fassunp, 

Abs. 3, 40, 41 Abs. 3 und 104 des Einkommen­
steuergesetzes 1912, soweit sie bei der Er­
mittlung des Einkommens ahp,ezogen wurden. 

Schulbeihilfe 

§ 6. (1) • • •  

(2) Der Grundbetri'lI': erhöht oder vermin­
dert sich nach MaßRabe des § 9. 

(3) 
( 4 ) 
(5 ) 

- 3 -

Besondere SchUlbeihilfe fUr Schiller 
höherer Schulen rUr Berufstätip;e im Pr'iifllnr;s­
stadium 

§ 7. (1) Osterr�ichische Staatsbilrp;er, 
die eine höhere Schule fUr Berufstätige besu� 
ehen und sich zum Zweck der V6rbereitunp; auf 
die ReifeprUfuni Re�en Entfall der BezUp,A be� 
urlauben lassen oder ihre Berurstätip;keit 
nachweislich einstellen, haben - unabhänp,ip; 

Fassung des Novellenentwurfes 

und 6, 31 Abs. 3, 40, 41 Abs. 3 und 104 des 
.Binkommensteuerp,esetzes 1972, soweit sie bei 

der Ermittlunr; des Einkommens abp;ezogen wur­
f d en • 

Schulbl'lihilfe 

§ 6. (1) 
(2) Der Grundbl'ltrap; erhöht oder vermin­

dert sich nach Maßr;ahe des § 9. Der gemäß § 9 
I'lrrechnete Grundbl'ltrap; ist um 10 v. H. zu er­
höhen. 

(3) 
( 4 ) 
( 5 ) 

Rasondere Schulbeihilfe fUr SchUler 
höherer Schulen fUr Berufstätige im PrUfungs­
stadium 

§ 1, (1) Osterreichische StaatsbUrger, 
die eine höhere Schule fUr Aerufstätige besu­
chen und sich zum Zweck der Vorbereitung auf 
die Rei fe prilfunp; , gegen Entfall der BezUge be­
urlauben lassen oder ihre Berufstätip;keit 
nachweislich einstellen, haben - unabhängig 
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Geltende Fassung 

von den im § 2 fest�e�eGzten VoraussetzunRen _ 

fUr die der mUndlichen ReifeprUfung unmittel­
bar vorangehenden sechs Monate, währen� de�er 
sie daher die Berufstätigkeit nicht ausUben, 
fUr jeden dieser sechs Monate Anspruch auf 
eine Schulbeihilfe in der Höhe des letzten 
Monatsbezu�es vermiridert um die einbeha lterien 
gesetzlichen AbzUge und die Familienbeihilfe, 
hönhstens jedoch in der Höhe von S 4.�OO,--. 

(2) Die besondere Schulbeihilfe gem�ß 
Abs. 1 erhöht sioh bei verheirateten Schillern, 
wenn der Ehepartner nicht herufstätig ist, um 
S 2.500,--, ferner für jedes Kind, für das der 
Schüler kraft Gesetzes Unterhalt leistet, um 
S ROO,--. 

(3) 
( 4 ) 
(5 ) 
( 6) 

§ 8. (1) 
( 2) • • •  

Heimbeihilfe 

(3) Der Grundbet�ag erhöht oder vermin­
dert sich nach Maßgabe des § 9. 

Fassung des Novellenentwurfes 

von den im § 2 festgesetzten Voraussetzungen _ 

rür die d�r milndlichen Reifeprilfung unmittel­
bar vorangehenden sechs Monate, während derer 
si� daher die Berufstätigkeit nicht ausUben, 
filr jeden dieser sechs Monate Anspruch auf 
eine Schulbeihilfe in der Höhe des letzten 
Monatsbezuges vermindert um die einbehaltenen 
gesetzlichen AbzUge lind die Familienbeihilfe, 

. höchstens je�och in der Höhe von S 5.400,--. 

(2) Die besondere Schulbeihilfe gemäß 
. . 

Abs. 1 erhöht sich bei verheirateten Schillern, 
wenn der Ehepartner ni cht berufst§tig ist, um 
S 2.800.--, ferner fUr jedes Kind, fUr das der 
Schiller kraft Gesetzes Unterhalt leistet. um 
S 900,--. 

( 3) 
( 4 ) 
(5 ) 
( 6 ) 

§ 8. (1) 
( 2) • • •  

Heimbeihilfe 

(3) Der Grundbetrag erhöht oder vermin­
dert sich nach Maßgabe des § 9. Der gemäß § 9 
errechnete Grundbetrag ist um 10 v. H. zu er­
höhen. 
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Geltende Fassun� 

Erhöhung und Verminderung der Grundbeträge 

§ 9. (1) Die Grundbeträ�e für die Schul­
und Heimbeihilfe erhöh�n oder vermindern sich 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8; steht nur die 
Schulbeihilfe oder nur �ie Heimbeihilfe zu, 
erhöht bzw. vermindert sich der jeweilige 
Grundbetrag nur um die Hälft� der sich au� den 
�bs. 2 bis 8 ergebenden Beträge. 

(2) Die Grundbeträge rOr die Schul- und 
Hei mbeihilfe erhöhen sich um insgeaamt 
S 8. 000,--, wenn 

1. die leiblichen Eltern (Wahleltern) des 
SchOiers verstorben sind oder 

2. der SchOler eine Schule fOr Berufstä ­
tige besucht und sich �ur Gänze selbst erhält 
oder 

3 .  der SchOler eine sonstige der unter 
§ 1 fallenden Schule besucht Und sich vor Auf­
nahme dieses Schulbesuches durch vier Jahre 
zur Gänze selbst erhalten hat oder 

4. der Schiller verheiratet ist und weder 
mit einem leiblichen Elternteil (Wahlelterh­
teil) noch mit einem leiblichen Elternteil 
(Wahlelternteil) seineS Ehepartners im gemein­
samen Haushalt lebt. 

- 5 -

Fassung des Novellenentwurfes 

Erhöhung und Verminderung der Grundbeträ ge 

§ 9. (1) Die G ru n d be t r ä ge f Ur die Sc h u 1-
und Heimbeihilfe erhöhen oder vermindern sich 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8; steht nur die 
Schulbeihil'fe oder nur die Heimbeihilfe zu, 
erhöht bzw. vermindert sich der jeweilige 
Grundbetra� nur um die Hälfte der sich aus den 
Abs. 2 bis 8 ergebenden Beträge. 

(2) Die Grundbeträge fUr die Schu1- und 
Heimbeihilfe erhöhen sich um insgesamt 
S 8.800,--, wenn 

1. die leiblIchen Eltern (Wahleltern) des 
Schillers verstorben sind oder 

2. der SchUler eine Schule fUr Berufstä­
tige besucht und sich zur Gänze selbst erhält 
oder 

3. der SchOler eine sonstige der unter 
§ 1 fallende Schule besucht und sich vor Auf­
nahme dieses Schulbesuches durch vi er Jahre 
zur Gänze selbst erhalten hat öder 

4. der SchOler verheiratet 1st und weder 
mit einem leiblichen Elternteil (Wahleltern­
teil) hoch mit einem leiblichen Elternteil 
(Wahlelternteil) seines Ehepartners im g emein­
samen Haushalt lebt. 
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Ge.Lt0.nde F"�1S11nf". 

( 3) De� Grundbetrag erh6ht sich weitprs 
um S 10.000,--, sofern es sich beim SchULer um 
ein erheblich behindertes Kind im Sinne des 
Familienlastenausgleichsr;esetzes 1967, 
8GBI. Nr. 376, in der �eltenden Fassung han­
delt. 

( 4) Der Grundb�trag erhOht sich weiters 
um S. 2.ROO,--, wenn der SchUler die rUr die 
Aeurteilung des gUnstigen Schulerfolges p,emäß 
§ 5 maßgebende Schul�tufe mit Auszeichriunf". im 
Sinne der Vorschrift�n Uber di e r.eistungsbe­
urteilung fUr eine Sahulstufe abgeschlossen 
hat. Der ausgezeiohnete Schulerfolg im Gymna­
sium oder Realgymnasium fUr Berufstätige ist 
in gleicher Weise wie der gUnstige Schulerfolg 
gemäß § 5 Ahs. 2 nachzuweisen, doch datf keine 
AbschlußprUfunf".snote schlechter als 3 sein, 
bei mehreren maßgeblichen AbschlußprUrunl�en 
der Notendurchschnitt 2,5 nicht Ubersteigen. 
Ein ausgezeichneter S6hulerfol� in den Setlulen 
rUr den medizinisch-technischen Fachdienst und 
den Bundeshebammenlehranstalten ist gegeben, 
wenn die PrUf�ngsergebnisse im jeweils voran­
gegangenen Jahr der Ausbildung im Sinne der 
Vorschriften Uber die Leistungsheurteilung fUr 
eine Schul stufe mit "au�gezeichnet" zu be wer­
ten sind. 

Fassung des Novell�nentwurfes 

( 3) Der Grundbetrag erhHht sich weiters 
um S 11.000,--, sofern es sich beim SchUler um 
ein erhehlich behindertes Kind im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. 
Nr. 376, in der geltenden Fassung, ·handelt. 

( 4) Der Grundbetrag erhOht sich weiters 
um S 3.000,--, wenn der Schaler die fUr die 
Beurteilung des gUnstigen Schulerfolges gemäß 

.§ 5 maßgebende Schulstufe mit Auszeichnung im 
Sinn der Vörschriften Uber die Leistungsbeur­
teilung rUr eine Schulstufe abgeschlossen 
hat. Der ausgezeichnete Schulerfolg im Gymna­
sium oder Realgymnasium fUr Berufstätip;� ist 
in gleicher Weise wie der gUnstige Schulerfolg 
p:ern�ß § 5 Abs. 2 nachzuweisen, doch darf keine 
AbschlußprUfunRsnote schlechter als 3 sein, 
bei mehreren maßgeblichen AbschlußprUfungen 
der Notendurnhschnitt 2,5 nicht Ubersteigen. 
Ein ausge7.eichneter Schulerfolp; in den Schulen 

.fUr den medizinisch-technischen Fachdienst und 
den Bundeshebammenlehranstalten ist gegeben, 
wehn die PrOfungsergebnisse im jeweils voran­
gegangenen Jahr der Ausbildung im Sinne der 
Vorschriften Uber die Leistungsbeurteilung fUr 
eine Schulstufe mit "ausgezeichnet" zu bewer­
ten sind. 
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Geltende Fassung 

(5) Die GrundbeträRe filr die Schul- und 
Heimbeihilfe vermindern sich um 

1. die gemäß Abs. f) zu errechneneIe 7.umut­
bare Unterhaltsleistung eier leiblichen Eltern 
(Wahleltern) ,  sofern nicht Ahs. 2 Z 2 oder 3 
anzuwenden ist; 

2. die S 12.000,-- UbersteiRende Hälfte 
a) der Remessun�s�rundIRRe fUr ein ei­

genes Einkommen (einschließlich 
Waisenpen�ion) des Schillers 
und/oder 

b) der auf Grund eines Exekutions ti­
tel s p; e m ä ß A b s. 7 be s t i mm t e n lJ n t e r -
haltsleistunR oder der tats�chLi­
ehen UnterhaLtsleistunrr. unter Re­
dachtnahme auf TJnterhaLtsvorsehlls­
se, die der Schaler erlangt hat 
oder erlangen könnte (lI 3 ff. eies 
Unterhaltsvorschußgesetzes, 
B G R 1. N r. 250/1 97 6, in de r' p; e 1 te n -
den Fassung) ; 

3. di e gemäß Abs. 8 zu errechnend� 7.llnlut­
hare Unterhaltsleistung des Ehegatten de� 
Schillers. 

Fassunp; des Novellenentwurfes 

(5 ) Oie Gr unelheträge fUr die Schul- und 
Hei�heihilfe vermindern sich um 

1. elie gemäß Ahs. 6 zu errechnende zumut­
bare tlnterhaltsleistung der leiblichen Eltern 
(Wahleltern) , sofern nicht Abs. 2 Z 2 oder 3 
anzuwenden ist; 

2. die S 13.000,-- übersteigende Hälfte 
a) der Bemessungsgrundlage fUr ein 

eigenes Einkommen (einschließlich 
Waisenpension) des SchUlers 
und/oder 

b) der auf Grund eines Exekutionsti­
tels gemäß Abs. 7 bestimmten Unter­
haltsleistung oder der tatsächli­
chen Unterhaltsleistung unter Be­
dachtnahme auf UnterhaltsvorschUs­
se, die der Schiller erlangt hat 
oder erlangen könnte ( § §  3 ff. des 
Unterhaltsvorschußgesetzes, 
RGBI. Nr . 250/1916, in der geltenden 
Fassung) ; 

3. die gemäß Ahs. 8 zu errechnende zumut­
bare Unterhaltsleistung des Ehe�atten de.s 
SchOlers. 
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Geltende Fassun� 

(6) Die zum utbare Unterhaltslei�t'Jn� de r 
leiblichen Eltern (Wahleltern) h�trägt 

für die ersten S 40.000,-- ° v. JI • 

für die weiteren S 40.000,-- 20 v. H. 
rür die weiteren <' '-' 2 5.000,-- 25 v, H. 
für die weiteren S 25.000,-- 35 v. H. 
für die weiteren S 25.000,-- 45 v. H • 

für die weiteren Be träp,e 5 5  v. H. 

der BemessunRsgrundlap;e. Verlust gemäß § .2 
Abs. 2 des Einkommensteuer�esetzes 1972 des 
einen Elte rnteils vermindern das Rinkommell des 
anderen Elternteils nichl. Leben die leibli­
chen Eltern (Wahleltern) nicht In Wohnp,emein­
schaft, so beträgt die zumutbare Unterhalts­
leistun� die Summe der zunächst von jede� EI­
tern (.Wahleltern) teil getrennt zu berechnenden 
Unterhaltsleistungen; diese Bestimmunp, findet 
keine Anwendung, wenn die Voraussetzungen des 
Abs. 7 zutreffen. 

(7) Sofern die leiblichen Foltern (Wahlel­
tern) nicht in Wohngemeinschaft leben und ein 
Elternteil (Wahlelternteil) eine auf Grund 
eines Exekutionstitels, der gerechnet vom 
Zeitp�nkt der Antragstellun� ( , 11) nicht 
älter als drei Jahre ist, festp;elep;te Unter­
haltsleistung erbrinp;t; entfällt auf Antrap; 

Fassun� des Nbvellenentwurfes 

(6) Die zumutbare Unterh�ltsleistung der 
leibLicheh Eltern (Wahleltern) beträ�t 

für die erste n S 44.000,-- 0 v. H . 
für die weiteren S 44.000,-- 20 v. H. 
für die weiteren S 27.500,-- 25 v. H. 
für die we iteren S ?7.500,-- 35 v. H. 
für die weiteren Beträp;e 45 v.H. 

der Bemessunp,sgrundlap;e. Verluste gemäß § 2 
Ahs. 2 des Einkommensteuerp;esetzes 1972 des 
einen Elte rnteiles ver m indern das Einkommen 
des anderen Rlternteiles nicht. Leben die 
l��b]ichen Eltern (Wahleltern) nicht in Wohn­
gemeinschaft, so beträgt die zumutbare Unter­
haltsleistun� die Summe der zunächst von jedem 
Eltern (WahLeltern) teil getrennt zu berechnen­
den Unterhaltsleistun��n; diese Bestimmung 
·findet keine Anwendun�, wenn die Voraussetzun­
�en des Abs. 7 zutreffen. 

(7) Sofern die leiblichen Eltern (Wahl­
eltern) nicht in Wohngemeinschaft leben und 
ein Elte�nteil (Wahlelternteil) eine auf Grund 
eines Exekutionstitels, der gerechnet vom 
Zeitpunkt der Antragstellun� ( §  11) nicht äl­
ter a�s drei Jahre ist, festgele�te Unter­
h�ltsleistung erbrinp;t, entfällt auf Antrag 
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Geltende Fas� 

die ßerUcksichti�unR seines Einkommens Remft� 
Abs. 6 und ist bezOglich dieser Unterhaltsl�i­
stung Abs. 5 Z 2 anzuwenden. Dies gilt auch, 
wenn der Exekutionstitel fUr die Unterhalts­
leistung §lter als drei Jahre ist, j�doch 
innerhalb von drei Jahren vor der Antrag�tel­
lung eine Neufestsetzung bei Gericht begehrt 
wurde. Einer Unterhaltsleistung im Sinne des 
ersten Satzes ist �in Vorschuß a�f Grund des 
Unterhaltsvorschußgesetzes gleichzuhalten. 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistunr; des 
Ehegatten sind 30 v. H. des S 3�.OOO,-- Uber­
steigenden Teiles der Bemessungsgrundlage an� 
zusehen. 

(9) Als jeweilige Remessungsgrundlage ist 
das Einkommen der leiblichen Eltern (Wahlel­
tern) , des Schülers sowie des Ehegatten de� 
SchOlers gemäß § §  4, 4a und 4b abzOglich nach­
stehender Absetzbeträge anzusehen: 

1. fUr jede Person, fUr die entweder 
einer der leibliche� Elternteile (Wahleltern� 
teile) des SohUlers, er selbst oder sein Rhe­
�atte kraft Gesetzes Unterhalt leistet 
S 20.000,--; 

2. der Absetzbetrag p,emäß Z 1 erhöht sich 
um S 10.000,-- fUr jene Personen, die dl� 
Voraussetzungen des § 1 dieses Ges�tzes nder 

Fas s ung d
.
e���.

ve 11 enen twu r fes 

die RerUcksichtigung seines Einkommens gem§ß 
Aba. 6 und ist hezilglich dieser Unterhaltslei­
stunp; Aba. 5 Z 2 an7.uwenden. Dies gilt auch, 
wenn der P.xekutionstitel für die Upterhalts­
leistung §lter als drei Jahre ist, jedoch in­
nerhalb von drei Jahr�n vor der Antragsteilung 
eine Neufestsetzung bei Gericht begehrt wur-
de. Einer Unterhaltsleistung im Sinne des er­
sten Satzes ist ein Vorschuß auf Grund des Un­
terhaltsvarschußgesetzes gleichzuhalten. 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des 
Ehegatten sind 30 v.H. des S 40.000,-- über­
steigenden Teiles der Aemessungsgrundlage an­
zusehen. 

(9) Als jeweilige 'Aemessungsgrundlage ist 
das Rinkommen der leiblichen Eltern (Wahlel­
tern) , des Schillers sowie des Ehegatten des 
SchOlers �emäß § §  4, 4a und 4b abzUglich nach­
stehender Absetzbeträge anzusehen: 

1. fUr jede Person, fUr die entweder 
einer der leiblichen Elternteile (Wahleltern­
teile) des SchUlers, er selbst oder 

,sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet 
S 21.000,--; 

2. der Absetzbetrag g�mäß Z 1 erhöht sich 
um S 11.000,-- fUr jene Personen, die di� 
Vorausset�ungen des § 1 dieses Gesetzes oder 
des § 1 des Studienförderungsgesetzes, 
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Geltende Fassung 

des § , des StudienfHrderungsgesetzes , 

BGBI. Nr. 4 21/1969, erfilllen, sowie �m weitere 
S 10. 000 , -- Wen n auf rl i e :H� die Vo rau s Sp t, 7. 11 11/'; e n 

de� § 8 Aha. 1 dieses GenetzAs bzw. rleR l" q 
Ahs. 2 lit. c des StudierifHrderungsgeset7.8s 
zutreffen; 

3. der Absetzbetrag gemäß Z 1 erhHht sich 
weiters um S 15.000,--, sofern es sich um �in 
erheblich behindertes Kind im Sinne des Fami­
lienlastenausgleichsge�etzes 1967 handelt. 

Die Absetzbeträge verminder� sich um rlas 
allfälli�e Einkommen"dieser Personen. FUr den 
Schaler selbst steht ntir dann ein Absetzbetra� 
in der Höhe vo.n S 14.000,-- zu, wenn er zum 
Zeitpunkt der Antragsteilung das 27& Lebens­
jahr Oberschritten hat. Der zweite Elternteil 
(Wahlelternteil) ist jedenfalls zu berOcksich­
tigen. Leben die Elte�n (Wahlel tern) nicht in 
Wohngemeinschaft und sind beide kraft Gesetzes 
unterhaltspflichtig, so wird das Einkommen 
jedes Elternteils um die Hälfte der obiRen Ab­
set�beträge vermindert; diese Aestimmung fin­
det im Falle des Abs. 7 bezUp,lich des, zur' Un-

. terhaltsleistung Verpflichteten keine Anwen- -
dung. 

• 

• • I 

Fassung des Novellenentwurfes 

SGRl. Nr. 421/1969, erfOllen, sowie um weitere 
S 11.000,--, wenn auf rt ies� die Voraussetzun­
gen des § R Abs. 1 dieses Gesetzes bzw. des 
§ q Ahs. 2 lit. c des Studienför derungsge­

satzes zutreffen; 

3. de r Absetzbetrag gemäß Z 1 erhöht sich 
wei ters um S 16.500,--, sofern es sich um ein 
erheblich behindertes Kind im Sinne des Fami­
lienlastenausgleichsgesetzes 1967 hand elt. 

Die Absetzbeträ�e vermindern sich um das 
allfälliRe Einkommen dieser Personen. FUr den 
RchUler selbst steht nur dann ein Absetzbetrag 
in der Höhe von S 15.500,-- zu, wenn er zum 
Zeitpunkt der Antragsteilung das 27. Lebens­

jatir Uberschritt en hat. Der zweite Elterntei l 
(Wahlelternteil) ist jedenfalls zu berück­

sic htigen . Lehen die Eltern (Wahleltern) nicht 
in Wohngemeinschaft und sind beide kraft Ge­
setzes unterhaltspflichtig, so wird das Ein­
komm�n jedes Elternteils um die Hälfte der 
obiRfln Absetzbeträge vermindert; diese Bestim­
mung findet im Falle des Abs. 7 b� zUg l ich des 

iur Unterhaltsleistung Verpflichteten keine 
Anwendun� . 
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Geltende Fassun� 

(10) Erhält der Schiller neben der SChIll­
und Heimbeihilfe nach diesem Gesetz ein Sti­
pendium oder eine SchUlerbeihilfe von andere� 
�eite, so ist die Schul- u nd Heimbeihilfe nach 
diesem Gesetz soweit zu kUrzen, daß die Summe 
der Zuwendungen ohne Anrechnung des Betrages 
p,emäß Abs. � die fUr ihn höchstmögliche Schul­
und Heimbeihilfe um nicht mehr als S 8.000,--, 
bei Bezug nur der Schul- und Heimbeihilf� um 
nicht mehr als S �.OOO,-- ilberateigt. 

,. .. 

Fassung des Novellentwurfes 

( 10) Erhält der SchUler neben der Schul­
u nd Heimheihilfe nach diesem Gesetz ein Sti­
pendium oder eine SchUlerbeihilfe von anderer 
Seite, so ist die Schul- und Helmbeihilfe nach 
diesem Gesetz soweit zu kUrzen, 'daß die Summe 
der Zuwendungen ohne Anrechnung des Betrages 

'gemäß Aba. 4 die rUr ihn höchstmögliche Schul­
und Heimbeihilfe um nicht 'mehr als S 8.000,-­
bei Bezup, nur der Schul- oder Heimbeihilfe um 
nicht mehr als S 4.000,-- Ubersteigt. 
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